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Portugiesisches Gesetz über die Trennung
von Staat und Kirche vom 20. April 1911

Das portugiesische Gesetz über die Trennung von Staat und Kirche

(Lei da Separação do Estado das Igrejas) wurde am 20. April 1911 von

der provisorischen Regierung, die nach der Ausrufung der Republik

1910 gebildet worden war, erlassen. Es verfügte die Religionsfreiheit,

verbot das Lehren des Christentums in den Schulen sowie Geistlichen

jegliche Unterrichtstätigkeit. Zudem wurde der gesamte Kirchenbesitz,

einschließlich aller Kirchen und Kapellen sowie ihres Zubehörs,

verstaatlicht. Die unentgeltliche Nutzung der Kirchen und Kapellen

zum Gottesdienst wurde jedoch garantiert und die Bischöfe und

Pfarrer durften vorläufig in ihren traditionellen Wohnungen bleiben.

Daneben sollte es nur noch fünf Seminare zur Priesterausbildung

geben. Des Weiteren sollten alle religiösen Äußerungen überwacht, alle

Staatsleistungen abgeschafft und das Plazet wieder eingeführt werde.

Nach dem konservativen Staatsstreich Sidónio Pais' 1917 wurde das

Gesetz im Sinne der Kirche revidiert.
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